Obergericht des Kantons Zurich

I. Strafkammer

Geschafts-Nr.: SB170230-O/U/jv

Mitwirkend: Oberrichter lic. iur. R. Naef, Prasident, Oberrichterin lic. iur.
R. Affolter und Ersatzoberrichterin lic. iur. C. Brenn sowie die
Gerichtsschreiberin lic. iur. S. Maurer

Urteil vom 20. November 2017

in Sachen

A. ,

Beschuldigter und Berufungsklager

verteidigt durch Rechtsanwalt lic. iur. X1.

gegen

Staatsanwaltschaft See/Oberland,
vertreten durch Leitenden Staatsanwalt lic. iur. M. Kehrli,

Anklagerin und Berufungsbeklagte

betreffend

mehrfaches Fahren ohne Berechtigung etc.
(Ruckweisung der strafrechtlichen Abteilung des Schweiz. Bundesgerichts)

Berufung gegen ein Urteil des Bezirksgerichtes Meilen, Einzelgericht,
vom 2. Oktober 2015 (GG150007)

Urteil der I. Strafkammer des Obergerichtes des Kantons Ziirich
vom 7. Juli 2016 (SB160109)

Urteil der strafrechtlichen Abteilung des Schweiz. Bundesgerichts
vom 24. Mai 2017 (6B_1019/2016)



Anklage:

Die Anklageschrift der Staatsanwaltschaft See / Oberland vom 5. Mai 2015
(Urk. 68) ist diesem Urteil beigeheftet.

Verfiigung und Urteil der Vorinstanz:
(Urk. 114 S. 43 ff.)

Das Einzelgericht verfiigt:

1. Dem Beschuldigten wird mit Wirkung ab 3. August 2015 die amtliche Verteidigung bewilligt

und in der Person von Rechtsanwalt lic. iur. X2. ein amtlicher Verteidiger bestellt.

2. Schriftliche Mitteilung und Rechtsmittelbelehrung geméass nachstehendem Erkenntnis.

und erkennt:

1. Der Beschuldigte ist schuldig
- des mehrfachen Fahrens ohne Berechtigung im Sinne won im Sinne wvon Art. 95
Abs. 1 lit. b und e sowie Art. 95 Abs. 2 SVG;
- des Fahrens ohne Bewilligung im Sinne von Art. 96 Abs. 1 lit. ¢ SVG in Verbindung
mit Art. 80 Abs. 1 lit. a VZV;
- des Vergehens gegen das Waffengesetz im Sinne von Art. 33 Abs. 1 lit. a in Verbin-
dung mit Art. 4 lit. d in Verbindung mit Art. 8 Abs. 1 und Art. 12 WG.

2. Der Beschuldigte ist des mehrfachen Diebstahls im Sinne wvon Art. 139 Ziff. 1 StGB, des
Betrugs im Sinne von Art. 146 Abs. 1 StGB sowie der mehrfachen Urkundenfalschung im
Sinne von Art. 251 Ziff. 1 Abs. 2 StGB nicht schuldig und wird von diesen Vorwirfen freige-

sprochen.

3. Der Beschuldigte wird bestraft mit einer Geldstrafe von 90 Tagessatzen zu CHF 50.— (ge-
samthaft CHF 4'500.—) sowie einer Busse von CHF 500.—.

4. Die Geldstrafe und die Busse sind zu bezahlen.
Bezahlt der Beschuldigte die Geldstrafe oder die Busse schuldhaft nicht, so tritt an Stelle

der Busse eine Ersatzfreiheitsstrafe von 5 Tagen.

5. Rechtsanwalt lic. iur. X2. , ... [Adresse], wird fir seine Bemihungen und Barauslagen
als amtlicher Verteidiger des Beschuldigten vom 3. August 2015 bis 2. Oktober 2015 aus

der Gerichtskasse wie folgt entschadigt:

Honorar: CHF 9'750.-



10.

11.

12.

Zwischentotal: CHF 9'750.— [CHF 780.—] CHF 10'630.-

Entschadigung total [inkl. 8 % MwSt] CHF 10'530.—

Die Gerichtsgebihr wird festgesetzt auf:

CHF 5'000.— ; die weiteren Auslagen betragen:
CHF 2'000.—  Gebihr Vorverfahren

CHF 10'530.—  Kosten der amtlichen Verteidigung
CHF 17'530.—  Total

Wird auf eine schriftiche Begrindung des Urteils verzichtet, so reduziert sich die Ent-

scheidgebihr um einen Drittel.

Die Kosten der Untersuchung und des gerichtlichen Verfahrens werden dem Beschuldigten
zu einem Dirittel auferlegt. Die Kosten fiir die amtliche Verteidigung werden im Umfang von
einem Drittel (entsprechend CHF 3'510.-) dem Beschuldigten auferlegt, jedoch unter Vorbe-
halt der Ruckerstattungspflicht gemass Art. 135 Abs. 4 StPO einstweilen auf die Gerichts-
kasse genommen. Im Umfang von zwei Dritteln (entsprechend CHF 7'020.—) werden die

Kosten fir die amtliche Verteidigung definitiv auf die Gerichtskasse genommen.
Der Antrag des Beschuldigten auf Zusprechung einer Genugtuung wird abgewiesen.

Der folgende Gegenstand wird eingezogen und nach Eintritt der Rechtskraft dieses Urteils

vernichtet:

- Teleskop-Schlagstock (ND 2/7, Beschlagnahmeverfligung der Staatsanwaltschatt
See/Oberland vom 30. April 2015).

Die Zivilforderung der Privatklagerin wird auf den Zivilweg verwiesen.
(Mitteilungen)

(Rechtsmittel)

Entscheid im ersten Berufungsverfahren:
(Urk. 145 S.30f.)

Es wird beschlossen:

Es wird festgestellt, dass das Urteil des Bezirksgerichts Meilen vom 2. Oktober 2015 wie

folgt in Rechtskraft erwachsen ist:



10.

"Es wird erkannt:

Der Beschuldigte ist des mehrfachen Diebstahls im Sinne von Art. 139 Ziff. 1 StGB,

des Betrugs im Sinne von Art. 146 Abs. 1 StGB sowie der mehrfachen Urkundenfal-
schung im Sinne von Art. 251 Ziff. 1 Abs. 2 StGB nicht schuldig und wird von diesen

Vorwurfen freigesprochen.

Rechtsanwalt lic. iur. X2. , -.- [Adresse], wird fir seine Bemihungen und Bar-
auslagen als amtlicher Verteidiger des Beschuldigten vom 3. August 2015 bis

2. Oktober 2015 aus der Gerichtskasse wie folgt entschadigt:

Honorar: CHF 9'750.-
Zwischentotal: CHF 9'750.— [CHF 780.-] CHF 10'530.—
Entschddigung total [inkl. 8 % MwSt] CHF 10'530.—

Die Gerichtsgebihr wird festgesetzt auf:

CHF 5'000.— ; die weiteren Auslagen betragen:
CHF 2'000.— Gebiihr Vorverfahren

CHF 10'530.— Kosten der amtlichen Verteidigung
CHF 17'530.— Total

Wird auf eine schriftliche Begriindung des Urteils verzichtet, so reduziert sich die Ent-

scheidgeblihr um einen Drittel.

Der folgende Gegenstand wird eingezogen und nach Eintritt der Rechtskraft dieses

Urteils vernichtet:

- Teleskop-Schlagstock (ND 2/7, Beschlagnahmeverfigung der Staatsanwalt-
schaft See/Oberland vom 30. April 2015).

Die Zivilforderung der Privatklagerin wird auf den Zivilweg verwiesen.



11.  (Mitteilungen)

12.  (Rechtsmittel)"

Mindliche Eréffnung und schriftliche Mitteilung mit nachfolgendem Urteil.

Es wird erkannt:

Der Beschuldigte A. ist schuldig

- des Fahrens ohne Berechtigung (Uberlassen eines Fahrzeuges an einen Lenker oh-
ne Fihrerausweis) im Sinne von Art. 95 Abs. 1 lit. e SVG (ND 8),

- des Fahrens ohne Berechtigung (Ablauf der Giiltigkeitsdauer des auf Probe ausge-
stellten Fihrerausweises) im Sinne von Art. 95 Abs. 2 SVG (ND 9), sowie

- der fahrlassigen Widerhandlung gegen das Waffengesetz im Sinne von Art. 33 Abs. 1
lit. a und Abs. 2 in Verbindung mit Art. 4 lit. d in Verbindung mit Art. 8 Abs. 1 und
Art. 12 WG (ND 2).

Der Beschuldigte wird freigesprochen von den Vorwirfen

- des Fahrens ohne Berechtigung (Fahren trotz Entzug des Fihrerausweises) im Sinne
wvon Art. 95 Abs. 1 lit. b SVG (ND 6), sowie

- des Fahrens ohne Bewilligung (Nicht-mit-sich-fiihren der EG-Ubereinstimmungs-
bescheinigung) im Sinne von Art. 96 Ziff. 1 Abs. 3 SVG in der Fassung vom 1.1.2012
in Verbindung mit Art. 80 Abs. 1 lit. a VZV (ND 3).

Der Beschuldigte wird bestraft mit einer Geldstrafe von 50 Tagessatzen zu Fr. 30.— sowie

mit einer Busse von Fr. 300.—.
Die Geldstrafe ist innert der von der Inkassobehdrde anzusetzenden Frist zu bezahlen.

Die Busse ist zu bezahlen. Bezahlt der Beschuldigte die Busse schuldhaft nicht, so tritt an

deren Stelle eine Ersatzfreiheitsstrafe von 3 Tagen.

Die Kosten der Untersuchung und des worinstanzlichen Gerichtsverfahrens, werden dem
Beschuldigten zu einem Viertel auferlegt und zu drei Vierteln auf die Gerichtskasse ge-
nommen. Die Kosten der amtlichen Verteidigung werden zu drei Vierteln definitiv und zu ei-
nem Viertel einstweilen auf die Gerichtskasse genommen. Die Rickzahlungspflicht des
Beschuldigten im Umfang von einem Viertel bleibt gemass Art. 135 Abs. 4 StPO

vorbehalten.



10.

11.

12.

Die zweitinstanzliche Gerichtsgebihr wird festgesetzt auf:

Fr. 3'000.— ; die weiteren Kosten betragen:

Fr. 3'140.28 amtliche Verteidigung

Die Kosten des Berufungsverfahrens, mit Ausnahme der Kosten der amtlichen Verteidigung
bis und mit 28. April 2016, werden dem Beschuldigten zu zwei Dritteln auferlegt und zu ei-
nem Drittel auf die Gerichtskasse genommen. Die Kosten der amtlichen Verteidigung wer-
den zu einem Drittel definitiv und zu zwei Dritteln einstweilen auf die Gerichtskasse ge-
nommen. Die Rickzahlungspflicht des Beschuldigten im Umfang von zwei Dritteln bleibt
gemass Art. 135 Abs. 4 StPO vorbehalten.

Dem Beschuldigten wird fir das Berufungsverfahren eine reduzierte Prozessentschadigung
won Fr. 700.— aus der Gerichtskasse bezahlt. Das Verrechnungsrecht des Staates bleibt

vorbehalten.

Das Genugtuungsbegehren des Beschuldigten wird abgewiesen.
(Mitteilungen)

(Rechtsmittel)

Berufungsantrage:
(Prot. Il S. 5)

Der Verteidigung des Beschuldigten:

(Urk. 168 S. 2)

Der Berufungsklager sei in Aufhebung der Ziffern 1, 3, 4 und 5 des Urteils
des Obergerichts des Kantons Zirich vom 7. Juli 2016 vom Vorwurf des
Fahrens ohne Berechtigung (Ablauf der Gultigkeitsdauer des auf Probe aus-

gestellten Fahrausweises) im Sinne von Art. 95 Abs. 2 SVG freizusprechen.

Es seien in Aufhebung der Ziffern 6 und 8 des Urteils des Obergerichts des
Kantons Zurich vom 7. Juli 2016 die Kosten der Untersuchung, des erst-
instanzlichen Gerichtsverfahrens, der amtlichen Verteidigung sowie des Be-

rufungsverfahrens vollumfanglich auf die Staatskasse zu nehmen.



3. Eventualiter seien die im Antrag 2 erwahnten Kosten gemass dem neuen

Verfahrensausgang zu verlegen.

4. (..)

5. Kosten- und Entschadigungsfolgen zu Lasten des Staates.

b) Des Vertreters der Staatsanwaltschaft:
(Urk. 172)

Verzicht auf Vernehmlassung.

Erwagungen:

l. Prozessgeschichte

1.  Der Prozessverlauf bis zum Urteil der Kammer vom 7. Juli 2016 ergibt sich
aus dem aufgehobenen Entscheid (Urk. 145 S. 4 ff. E..1.) sowie dem bundes-
gerichtlichen Entscheid vom 24. Mai 2017 (Urk. 154 S. 2f. = Urk. 156 S. 2f1.).

2. Mit eingangs im Dispositiv zitiertem Beschluss der hiesigen Kammer vom
7. Juli 2016 wurde festgestellt, dass die Dispositiv-Ziffern 2 (Freispruch vom Vor-
wurf des mehrfachen Diebstahls, des Betruges sowie der mehrfachen Urkunden-
falschung), 5 (Entschadigung amtlicher Verteidiger), 6 (Kostenfestsetzung),
9 (Einziehung Teleskop-Schlagstock) und 10 (Verweis Zivilforderung der Privat-
klagerin auf Zivilweg) des den Beschuldigten betreffenden Urteils des Bezirks-
gerichts Meilen, Einzelgericht, vom 2. Oktober 2015 in Rechtskraft erwachsen
sind (Urk. 145 S.28 f.). Mit gleichentags ergangenem — ebenfalls eingangs im
Dispositiv zitierten — Urteil wurde der Beschuldigte des Fahrens ohne Berechti-
gung (Uberlassen eines Fahrzeuges an einen Lenker ohne Fihrerausweis), des
Fahrens ohne Berechtigung (Ablauf der Gultigkeitsdauer des auf Probe aus-
gestellten Fihrerausweises) sowie der fahrlassigen Widerhandlung gegen das
Waffengesetz schuldig gesprochen. Von den Vorwirfen des Fahrens ohne Be-

rechtigung (Fahren trotz Entzug des Fihrerausweises) sowie des Fahrens ohne



Bewilligung (Nicht-mit-sich-fiihren der EG-Ubereinstimmungsbescheinigung) wur-
de der Beschuldigte freigesprochen. Der Beschuldigte wurde bestraft mit einer
Geldstrafe von 50 Tagessatzen zu Fr. 30.— sowie einer Busse von Fr. 300.—; die
Ersatzfreiheitsstrafe wurde auf 3 Tage festgesetzt (Urk. 145 S. 30).

3. Gegen dieses Urteil hat der Beschuldigte Beschwerde in Strafsachen beim
Bundesgericht erhoben (Urk. 148 und Urk. 149/2; Verfahren 6B_1019/2016). Die
Beschwerde des Beschuldigten wurde mit Urteil des Schweizerischen Bundesge-
richts vom 24. Mai 2017 teilweise gutgeheissen, das Urteil der hiesigen Kammer
vom 7. Juli 2016 teilweise aufgehoben und die Sache zu neuer Entscheidung zu-
rickgewiesen; im Ubrigen wurde die Beschwerde des Beschuldigten abgewiesen,
soweit darauf einzutreten war (Urk. 154 S. 12 = Urk. 156 S. 12).

4. Nachdem sich die Parteien mit der schriftichen Durchfiihrung des vorliegen-
den (Ruckweisungs-)Verfahrens einverstanden erklart hatten (Urk.158), wurde
mit Prasidialverfigung vom 14. Juni 2017 dessen schriftiche Durchfihrung ange-
ordnet sowie dem Beschuldigten Frist angesetzt, die Berufungsantrage zu stellen
und zu begrinden sowie letztmals Beweisantrage zu stellen (Urk. 159). Mit Ein-
gabe vom 30. Juni 2017 ersuchte der erbetene Verteidiger, Rechtsanwalt lic. iur.
X2, um Fristerstreckung, welche ihm am 3. Juli 2017 (bis 28. August 2017)
gewahrt wurde (Urk. 163). Mit Zuschrift vom 28. August 2017 zeigte Rechtsanwalt
lic.iur. X1.__ unter Beilage einer Vollmacht (Urk. 167) an, vom Beschuldigten
mandatiert worden zu sein, und ersuchte seinerseits um Fristerstreckung, was
gewahrt wurde (bis 17. September 2017 [Sonntag]; Urk. 165). Fristgerecht (vgl.
Art. 90 Abs.2 StPO) liess der Beschuldigte seine Berufungsbegrindung vom
18. September 2017 hierorts einreichen (Urk. 168). Mit Prasidialverfigung vom
21. September 2017 wurde das Doppel der Berufungsbegrindung des Beschul-
digten der Staatsanwaltschaft und der Vorinstanz zugestellt und Frist angesetz,
die Berufungsantwort einzureichen (Urk.170). Mit Zuschrift vom 25. September
2017 erklarte die Staatsanwaltschaft, auf Vernehmlassung zu verzichten
(Urk. 172).

5. Das vorliegende Verfahren erweist sich damit als spruchreif.



Il. Rickweisung und Bindungswirkung; Umfang der Berufung

1. Der Beschuldigte beantragte mit seiner Beschwerde vor dem Schweizeri-
schen Bundesgericht, von samtlichen Vorwuirfen freigesprochen zu werden
(Urk. 149/2 S.2; Urk.156 S.2 f.). Betreffend den Schuldspruch wegen Fihrens
eines Motorfahrzeuges nach Ablauf der Gultigkeitsdauer des Fuhrerausweises
auf Probe (Art. 95 Abs. 2 SVG) stellte das Bundesgericht fest, dass der entspre-
chende Schuldspruch gegen Bundesrecht verstosse und daher aufzuheben sei
(Urk. 156 S. 8). Diesbezuglich wurde die Beschwerde des Beschuldigten somit

gutgeheissen.

2. Der Beschuldigte wendete sich mit seiner Beschwerde ebenfalls gegen den
Schuldspruch wegen pflichtwidrigen Uberlassens eines Motorfahrzeugs an einen
FUhrer ohne den erforderlichen Ausweis gemass Art. 95 Abs. 1 lit. e SVG. Die
entsprechenden Rlgen des Beschuldigten erkannte das Bundesgericht fur un-
begrundet (Urk. 156 S.8 ff.). Im Falle eines bundesgerichtlichen Ruckweisungs-
entscheids hat die mit der neuen Entscheidung befasste kantonale Instanz ihrem
Urteil die rechtliche Beurteilung, mit der die Ruckweisung begrindet wird, zugrun-
de zu legen (Urteil des Bundesgerichtes 6B_853/2015 vom 21. Januar 2016 E. 2).
Damit bleibt es beim Schuldspruch des Beschuldigten wegen pflichtwidrigen
Uberlassens eines Motorfahrzeugs an einen Fihrer ohne den erforderlichen Aus-
weis gemass Art. 95 Abs. 1 lit. e SVG. Dieser Schuldspruch ist im vorliegenden

(Riuckweisungs-)Verfahren daher ohne Weiteres zu bestatigen.

3. Insofern sich der Beschuldigte vor Bundesgericht gegen den Schuldspruch
wegen fahrlassiger Widerhandlung gegen das Waffengesetz gewendet hatte, er-
kannte das Bundesgericht, dass seine diesbezlgliche Ruge unbegrindet sei, so-
weit darauf einzutreten sei (Urk. 156 S. 10 f.). Auch dieser Schuldspruch ist damit

im vorliegenden (Rickweisungs-)Verfahren zu bestatigen.

4. Prozessgegenstand des vorliegenden Verfahrens bildet nach der teilweisen
Rlckweisung durch das Bundesgericht somit — bloss noch — der Vorwurf des Fah-
rens ohne Berechtigung (Ablauf der Gultigkeitsdauer des auf Probe ausgestellten
FUhrerausweises) im Sinne von Art. 95 Abs. 2 SVG betreffend ND 9 und — damit



zusammenhangend — die Strafzumessung sowie die Kosten- und Entschadi-

gungsfolgen.

5. Ebenfalls nicht mehr zu thematisieren, da vom teilweise gutheissenden bun-
desgerichtlichen Entscheid nicht betroffen und damit in Rechtskraft erwachsen, ist
ferner der Beschluss der hiesigen Kammer vom 7. Juli 2016, mit welchem die
Rechtskraft der Dispositiv-Ziffern 2, 5, 6, 9 und 10 des angefochtenen Urteils des

Bezirksgerichts Meilen festgestellt wurde.

Vom teilweise aufgehobenen Urteil der hiesigen Kammer vom 7. Juli 2016 sind
sodann die Freispriche des Beschuldigten gemass Dispositiv-Ziffer 2 (Vorwurf
des Fahrens ohne Berechtigung [Fahren trotz Entzug des FUhrerausweises im
Sinne von Art. 95 Abs. 1 lit. b SVG; ND 6] sowie des Fahrens ohne Bewilligung
[Nicht-mit-sich-fiinren der EG-Ubereinstimmungsbescheinigung im Sinne von
Art. 96 Ziff. 1 Abs. 3 SVG in der Fassung vom 1.1.2012 in Verbindung mit Art. 80
Abs. 1 lit. a VZV; ND 3]), die Kostenfestsetzung gemass Dispositiv-Ziffer 7 sowie
die Abweisung des Genugtuungsbegehrens gemass Dispositiv-Ziffer 10 rechts-

kraftig. Dies ist heute vorab mittels Beschlusses festzustellen.

lll. Schuldpunkt

1. Das Bundesgericht hat in seinem Entscheid vom 24. Mai 2017 verbindlich
festgestellt, der Schuldspruch wegen Verletzung von Art. 95 Abs. 2 SVG verstos-
se gegen Bundesrecht und sei aufzuheben. Es erwog, dem Beschuldigten werde
einzig angelastet, dass er wahrend der Untatigkeit des Strassenverkehrsamtes,
welches weder einen definitiven FUhrerausweis ausgestellt noch Uber die Voraus-
setzungen fir einen Fuhrerausweisentzug befunden habe, kein Fahrzeug hatte
flhren durfen. Ein solches Verhalten falle jedoch nicht unter den Straftatbestand
von Art. 95 Abs. 2 SVG. Dieser solle nach seiner ratio legis die Saumnis bestra-
fen, die Weiterbildungskurse zu besuchen und den unbefristeten Fulhrerausweis
zu beantragen. Nicht angehen kdnne es, auch vollig andere Verhaltensweisen da-
runter zu subsumieren, die einzig auf die unrechtmassige Verweigerung des de-

finitiven FUhrerausweises zurtuckzufUhren seien. Hinzu komme, dass der definitive



FUhrerausweis vorliegend schliesslich ausgestellt worden sei. Da die Vorinstanz
nichts darlege, das darauf hindeuten kdnnte, dass die Voraussetzungen fir die
Erteilung des definitiven FuUhrerausweises nicht bereits unmittelbar nach Ablauf
der Probezeit erflillt gewesen seien, habe sie den Straftatbestand von Art. 95
Abs. 2 SVG zu Unrecht zur Anwendung gebracht (Urk. 156 S. 8).

2. Aus den Akten sind keine Umstande ersichtlich, wonach die Voraus-
setzungen fur die Erteilung des definitiven Fuhrerausweis nicht unmittelbar nach
Ablauf der Probezeit erflillt gewesen waren. Somit ist der Beschuldigte vom Vor-
wurf des Fahrens ohne Berechtigung (Ablauf der Gultigkeitsdauer des auf Probe
ausgestellten Flhrerausweises) im Sinne von Art. 95 Abs.2 SVG (ND 9) freizu-
sprechen.

IV. Sanktion

1. Vorweg ist darauf hinzuweisen, dass die Strafzumessung nach der Ruck-
weisung durch das Bundesgericht nicht vollstandig neu zu erfolgen hat, sondern
lediglich soweit, als dies notwendig ist, um den verbindlichen Erwagungen des
Bundesgerichts Rechnung zu tragen. Zur Strafzumessung im Allgemeinen kann
zunachst auf die entsprechenden Erwagungen im Urteil der erkennenden Kam-
mer vom 7. Juli 2016 verwiesen werden (Urk. 145 S. 23, E. ll.1.).

2.  Weder der Beschuldigte noch die Staatsanwaltschaft ausserten sich im vor-
liegenden Verfahren zur Sanktion (vgl. Urk. 168; Urk. 172).

3. Die erkennende Kammer hielt im teilweise aufgehobenen Entscheid fest,
dass das Vergehen nach Art. 95 Abs. 1 lit. e SVG (Fahren ohne Berechtigung —
Uberlassen eines Fahrzeuges an einen Lenker ohne Flhrerausweis) mit einer
Strafandrohung von Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe den ab-
strakt hochsten Strafrahmen habe, weshalb die Einsatzstrafe davon ausgehend
zu bestimmen sei. Sodann verwies sie hinsichtlich der objektiven Tatschwere auf
die zutreffenden Ausfuhrungen der Vorinstanz und erwog, es sei von einem sehr
leichten Verschulden auszugehen, was — unter Berlcksichtigung des vermeid-

baren Rechtsirrtums in Bezug auf die Offentlichkeit der Strafe — zu einer hypothe-



tischen Einsatzstrafe von 15 Tagessatzen flhre. Daran ist festzuhalten. Unter
Verweis auf die entsprechenden vorinstanzlichen Erwagungen erhdhte sie in An-
wendung des Asperationsprinzips die Geldstrafe infolge des Schuldspruches we-
gen Fahrens trotz Ablauf der Gultigkeitsdauer des Fihrerausweises auf Probe um
20 Tagessatze (Urk.145 S.24 E. ll.2.1.-2.3.). Diese Erhdhung hat — zufolge des
Freispruchs von diesem Vorwurf — nun zu unterbleiben. Damit bleibt es bei der

Einsatzstrafe von 15 Tagessatzen fur das Fahren ohne Berechtigung (ND 8).

4. Die Ausfuhrungen zur Taterkomponente (Urk.145 S.24 f. E. lll.3.1.-3.4.) er-
fahren durch den hdchstrichterlichen Rickweisungsentscheid keine Anderung,
zumal — wie bereits erwahnt — seitens des Beschuldigten keine diesbezlglichen
Ausserungen erfolgten. Es kann daher — mit folgenden Préazisierungen — auf die
entsprechenden Ausfuhrungen im teilweise aufgehobenen Entscheid verwiesen
werden. Die im teilweise aufgehobenen Entscheid noch zulasten des Beschuldig-
ten berucksichtigte Vorstrafe vom 2. Oktober 2007 wegen grober Verletzung der
Verkehrsregeln erscheint im aktuellsten Strafregisterauszug nicht mehr (Urk. 176)
und wirkt demzufolge nicht mehr straferhdhend. Bei den neu im Strafregister ein-
getragenen Strafen (Strafbefehl der Staatsanwaltschaft Zurich-Limmat vom
8. November 2016 wegen Diebstahls und Hausfriedensbruchs begangen am
19. Marz 2016, teilbedingte Geldstrafe von 150 Tagessatzen zu Fr. 100.—; Straf-
befehl der Staatsanwaltschaft Limmattal/Albis vom 5. Juli 2017 wegen Vernach-
lassigung von Unterhaltspflichten, bedingte Geldstrafe von 80 Tagessatzen zu
Fr.80.—; Urk. 176) handelt es sich nicht um Vorstrafen, weshalb sie keine Auswir-
kungen auf die Strafzumessung zeitigen. Die erkennende Kammer erhdhte die
nach der Tatkomponente festgesetzte Einsatzstrafe von 35 Tagessatzen aufgrund
der Uberwiegenden Straferhdhungsgrinde um 15 auf 50 Tagessatze. Da nun-
mehr eine Vorstrafe weniger zu bericksichtigen ist und eine tiefere Einsatzstrafe
anzusetzen ist, erscheint eine Erhohung der Einsatzstrafe aufgrund der Tater-
komponente um 5 Tagessatze als angemessen. Damit ist der Beschuldigte — flr
das Fahren ohne Berechtigung (Uberlassen eines Fahrzeuges an einen Lenker
ohne Flhrerausweis gemass ND 8) — mit einer Geldstrafe von 20 Tagessatzen zu

bestrafen.



5. Die Tagessatzhohe wurde im teilweise aufgehobenen Entscheid vom 7. Juli
2016 auf Fr. 30.— festgesetzt (Urk. 145 S.25 f. E. lll4.). Dies ist ohne Weiteres
auch im vorliegenden Verfahren zu Ubernehmen, zumal der Beschuldigte keine
Ausfuhrungen zu seinen aktuellen finanziellen Verhaltnissen machen liess und es

auch unterliess, sich zur Hohe des Tagessatzes zu aussern (vgl. Urk. 168).

6. Die erkennende Kammer ordnete mit der Vorinstanz den Vollzug der Geld-
strafe an, da dem Beschuldigten keine gunstige Prognose gestellt werden kdnne
(Urk. 145 S.26 E.IlI.6.). Dies ist — insbesondere angesichts der beiden neuen
Verurteilungen — zu bestatigen. Positive Veranderungen in den personlichen Ver-
haltnissen des Beschuldigten seit dem Entscheid vom 7. Juli 2016 wurden weder

dargetan noch sind sie aus den Akten ersichtlich.

7. Die ausgefallte Busse fir die fahrlassige Widerhandlung gegen das Waffen-
gesetz im Sinne von Art. 33 Abs. 1 lit. a und Abs. 2 in Verbindung mit Art. 4 lit. d
in Verbindung mit Art. 8 Abs. 1 und Art. 12 WG von Fr. 300.— sowie die Ersatz-
freiheitsstrafe von 3 Tagen (vgl. Urk. 145 S.26 E. lll.7.) sind vom bundesgericht-

lichen Entscheid nicht betroffen und daher — ebenfalls — zu Ubernehmen.

V. Kosten- und Entschadigungsfolgen

1. Der Beschuldigte beantragt im vorliegenden (Ruckweisungs-)Verfahren, die
Kosten des erstinstanzlichen Gerichtsverfahrens, der amtlichen Verteidigung so-
wie des Berufungsverfahrens seien gesamthaft auf die Staatskasse zu nehmen,
eventualiter seien die Kosten gemass dem neuen Verfahrensausgang zu verlegen
bzw. es seien ihm weniger als ein Viertel der entstandenen Kosten aufzuerlegen
(Urk. 168 S. 2und S. 3).

2. Kosten der Untersuchung und des erstinstanzlichen Verfahrens

2.1 Nach der Rechtsprechung sind der beschuldigten Person, die bei mehreren
angeklagten Straftaten nur teilweise schuldig gesprochen, im Ubrigen aber freige-
sprochen wird, die Verfahrenskosten nur anteilsmassig aufzuerlegen. Dies gilt je-

denfalls, soweit sich die verschiedenen Anklagekomplexe klar auseinanderhalten



lassen. Die anteilsmassig auf die mit einem Freispruch endenden Anklagepunkte
entfallenden Kosten verbleiben beim Staat. Vollumfanglich kostenpflichtig werden
kann die beschuldigte Person bei einem teilweisen Schuldspruch nur, wenn die
ihr zur Last gelegten Handlungen in einem engen und direkten Zusammenhang
stehen, und alle Untersuchungshandlungen hinsichtlich jedes Anklagepunkts not-
wendig waren. Bei der Aufteilung der Verfahrenskosten steht der Behdrde ein
gewisser Ermessensspielraum zu (Urteile des Bundesgerichtes 6B_129/2016
vom 2. Mai 2016 E.3.2.2 und 6B_151/2014 vom 4. Dezember 2014 E. 3.2 mit

Hinweisen).

2.2 Die erkennende Kammer hat im teilweise aufgehobenen Entscheid vom
7.Juli 2016 die Kosten der Untersuchung und des erstinstanzlichen Verfahrens
dem Beschuldigten zu einem Viertel auferlegt und zu drei Vierteln auf die Ge-
richtskasse genommen, da — im Gegensatz zum erstinstanzlichen Entscheid —
noch weitere Freispriche (ND 3 und ND 6) ergingen (Urk. 145 S.26 E. IV.1. und
S. 30 f.). Nunmehr ergeht ein zusatzlicher Freispruch (ND 9). Da nach wie vor
zwei Schuldspriche verbleiben, sind die Kosten der Untersuchung und des erst-
instanzlichen Verfahrens entgegen der Verteidigung nicht vollumfanglich auf die
Gerichtskasse zu nehmen, sondern es erscheint angemessen, diese dem Be-
schuldigten zu einem Sechstel aufzuerlegen und im Ubrigen auf die Gerichts-
kasse zu nehmen. Die Kosten der amtlichen Verteidigung sind zu funf Sechsteln
definitiv und zu einem Sechstel einstweilen auf die Gerichtskasse zu nehmen. Die
Ruckzahlungspflicht des Beschuldigten im Umfang der einstweilen auf die Ge-
richtskasse zu nehmenden Kosten der amtlichen Verteidigung bleibt gemass
Art. 135 Abs. 4 StPO vorbehalten.

3.  Erstes Berufungsverfahren

3.1 Die Kosten des ersten Berufungsverfahrens wurden dem Beschuldigten zu
zwei Dritteln auferlegt und zu einem Drittel auf die Gerichtskasse genommen
(Urk.145 S.27 E.NV.21. und S.31). Da aufgrund des bundesgerichtlichen
Ruckweisungsentscheides ein weiterer Freispruch zu ergehen hat, erscheint es in
Anwendung von Art. 428 Abs. 1 StPO angemessen, dem Beschuldigten die Halfte

der Kosten des ersten Berufungsverfahrens aufzuerlegen; im Ubrigen sind die



Kosten des ersten Berufungsverfahrens auf die Gerichtskasse zu nehmen. Die
Kosten der (damaligen) amtlichen Verteidigung im ersten Berufungsverfahren
sind zur Halfte definitiv und zur Halfte einstweilen auf die Gerichtskasse zu neh-
men, wobei betreffend der einstweilen auf die Gerichtskasse zu nehmenden Kos-
ten der Ruckforderungsvorbehalt von Art. 135 Abs. 4 StPO gilt.

3.2 Dem Beschuldigten wurde fur das (erste) Berufungsverfahren eine — um
zwei Drittel — reduzierte Prozessentschadigung fur seine Anwaltskosten ab Wider-
ruf der amtlichen Verteidigung (Verfugung vom 28. April 2016; Urk. 127) von
Fr.700.— zugesprochen. Da dem Beschuldigten nunmehr bloss noch die Halfte
der Kosten des ersten Berufungsverfahrens aufzuerlegen sind, ist ihm nach dem
Bundesgerichtsentscheid vom 24. Mai 2017 eine bloss noch um die Halfte redu-
Zierte Prozessentschadigung von Fr. 1'050.— zuzusprechen. Das Verrechnungs-
recht des Staates hat vorbehalten zu bleiben (Art. 442 Abs. 4 StPO).

4. Zweites Berufungsverfahren

41 Dass infolge der Rickweisung durch das Bundesgericht ein zweites Beru-
fungsverfahren durchgefuhrt werden musste, hat nicht der Beschuldigte zu vertre-
ten. Demnach hat die Gerichtsgebuhr fir das zweite Berufungsverfahren ausser

Ansatz zu fallen und sind dessen Kosten auf die Gerichtskasse zu nehmen.

4.2 Fir das vorliegende zweite Berufungsverfahren, welches der Beschuldigte
— wie soeben ausgefuhrt — nicht zu vertreten hat, ist dem Beschuldigten eine Pro-
zessentschadigung flur seine erbetene Verteidigung zuzusprechen. Ausflhrungen
zur Hohe seitens des Beschuldigten bzw. seines Verteidigers fehlen (Urk. 168
S.4). Der Verteidiger reichte eine 2 'z-seitige Berufungsbegrindung (ohne
Rubrum) ein. Ansonsten fiel kaum relevanter Aufwand an. Es rechtfertigt sich da-
her, dem Beschuldigten eine Prozessentschadigung von Fr.500.— (inkl. MwSt.

und Barauslagen) aus der Gerichtskasse zuzusprechen.



Rechtskraftiger Beschluss der l. Strafkammer des Obergerichts

vom 7. Juli 2017:

Es wird beschlossen:

Es wird festgestellt, dass das Urteil des Bezirksgerichts Meilen vom 2. Oktober 2015

wie folgt in Rechtskraft erwachsen ist:

"Es wird erkannt:

Der Beschuldigte ist des mehrfachen Diebstahls im Sinne von Art. 139 Ziff. 1 StGB,
des Betrugs im Sinne von Art. 146 Abs. 1 StGB sowie der mehrfachen Urkundenfal-

schung im Sinne von Art. 251 Ziff. 1 Abs. 2 StGB nicht schuldig und wird von diesen

Vorwirfen freigesprochen.

Rechtsanwalt lic. iur. X2. , ... [Adresse], wird fur seine Bemihungen und Bar-
auslagen als amtlicher Verteidiger des Beschuldigten vom 3. August 2015 bis

2. Oktober 2015 aus der Gerichtskasse wie folgt entschadigt:

Honorar: CHF 9750.-
Zwischentotal: CHF 9'750.— [CHF 780.-] CHF 10'530.—
Entschadigung total [inkl. 8 % MwSH] CHF 10'530.—

Die Gerichtsgebiihr wird festgesetzt auf:

CHF 5'000.— ; die weiteren Auslagen betragen:
CHF 2'000.— Gebuhr Vorverfahren

CHF 10'530.— Kosten der amtlichen Verteidigung
CHF 17'530.— Total

Wird auf eine schriftliche Begrindung des Urteils verzichtet, so reduziert sich die Ent-

scheidgebihr um einen Drittel.



9. Der folgende Gegenstand wird eingezogen und nach Eintritt der Rechtskraft dieses

Urteils vernichtet:

Teleskop-Schlagstock (ND 2/7, Beschlagnahmeverfligung der Staatsanwalt-
schaft See/Oberland vom 30. April 2015).

10.  Die Zvilforderung der Privatklagerin wird auf den Zivilweg verwiesen.

11.  (Mitteilungen)

12.  (Rechtsmittel)"

Mundliche Eréffnung und schriftliche Mitteilung mit nachfolgendem Urteil.

Es wird beschlossen:

Es wird festgestellt, dass das Urteil der Kammer vom 7. Juli 2016 wie folgt in

Rechtskraft erwachsen ist:

Es wird erkannt:

2. Der Beschuldigte wird freigesprochen von den Vorwirfen

des Fahrens ohne Berechtigung (Fahren trotz Entzug des Flhrerausweises) im
Sinne von Art. 95 Abs. 1 lit. b SVG (ND 6), sowie

des Fahrens ohne Bewilligung (Nicht-mit-sich-fiihren der EG-Ubereinstim-
mungsbescheinigung) im Sinne von Art. 96 Ziff. 1 Abs. 3 SVG in der Fassung
vom 1.1.2012 in Verbindung mit Art. 80 Abs. 1 lit. a VZV (ND 3).



7. Die zweitinstanzliche Gerichtsgebihr wird festgesetzt auf:
Fr. 3'000.— ; die weiteren Kosten betragen:
Fr. 3'140.28 amtliche Verteidigung

10. Das Genugtuungsbegehren des Beschuldigten wird abgewiesen.

Schriftliche Mitteilung in vollstandiger Ausfertigung mit nachfolgendem Urteil.

Es wird erkannt:

Der Beschuldigte A. ist schuldig

- des Fahrens ohne Berechtigung (Uberlassen eines Fahrzeuges an ei-
nen Lenker ohne Fuhrerausweis) im Sinne von Art. 95 Abs. 1 lit. e SVG
(ND 8) sowie

- der fahrlassigen Widerhandlung gegen das Waffengesetz im Sinne von
Art. 33 Abs. 1 lit. a und Abs. 2 in Verbindung mit Art. 4 lit. d in Verbin-
dung mit Art. 8 Abs. 1 und Art. 12 WG (ND 2).

Vom Vorwurf des Fahrens ohne Berechtigung (Ablauf der Gliltigkeitsdauer
des auf Probe ausgestellten FlUhrerausweises) im Sinne von Art. 95 Abs. 2
SVG (ND 9) wird der Beschuldigte freigesprochen.

Der Beschuldigte wird bestraft mit einer Geldstrafe von 20 Tagessatzen zu

Fr. 30.— sowie mit einer Busse von Fr. 300.—.

Die Geldstrafe ist innert der von der Inkassobehotrde anzusetzenden Frist zu

bezahlen.

Die Busse ist zu bezahlen. Bezahlt der Beschuldigte die Busse schuldhaft

nicht, so tritt an deren Stelle eine Ersatzfreiheitsstrafe von 3 Tagen.



10.

11.

12.

Die Kosten der Untersuchung und des erstinstanzlichen Verfahrens werden
dem Beschuldigten zu einem Sechstel auferlegt und im Ubrigen auf die Ge-

richtskasse genommen.

Die Kosten der amtlichen Verteidigung im Untersuchungs- und im erst-
instanzlichen Verfahren werden zu funf Sechsteln definitiv und zu einem
Sechstel einstweilen auf die Gerichtskasse genommen. Die Rlckzahlungs-
pflicht des Beschuldigten im Umfang der einstweilen auf die Gerichtskasse
genommenen Kosten der amtlichen Verteidigung bleibt gemass Art. 135
Abs. 4 StPO vorbehalten.

Die Kosten des ersten Berufungsverfahrens (SB160109) werden dem Be-
schuldigten zur Halfte auferlegt und im Ubrigen auf die Gerichtskasse ge-

nommen.

Die Kosten der amtlichen Verteidigung im ersten Berufungsverfahren wer-
den zur Halfte definitiv und zur Halfte einstweilen auf die Gerichtskasse ge-
nommen. Die Rickzahlungspflicht des Beschuldigten im Umfang der einst-
weilen auf die Gerichtskasse genommenen Kosten der amtlichen Verteidi-
gung bleibt gemass Art. 135 Abs. 4 StPO vorbehalten.

Dem Beschuldigten wird fir das erste Berufungsverfahren eine reduzierte
Prozessentschadigung von Fr. 1'050.— aus der Gerichtskasse zugespro-

chen. Das Verrechnungsrecht des Staates bleibt vorbehalten.
Die Gerichtsgebuhr flr das zweite Berufungsverfahren fallt ausser Ansatz.

Die Kosten des zweiten Berufungsverfahrens werden auf die Gerichtskasse

genommen.

Dem Beschuldigten wird fir das zweite Berufungsverfahren eine Prozess-

entschadigung von Fr. 500.— aus der Gerichtskasse zugesprochen.

Schriftliche Mitteilung in vollstandiger Ausfertigung an

- die Verteidigung im Doppel fur sich und zuhanden des Beschuldigten



13.
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- die Staatsanwaltschaft See/Oberland
- das Bundesamt fur Polizei, Hauptabteilung Dienste,
Zentralstellen Waffen, Nussbaumerstr. 29, 3003 Bern
und nach unbenutztem Ablauf der Rechtsmittelfrist bzw. Erledigung
alifalliger Rechtsmittel an
- die Vorinstanz
(mit dem Ersuchen um Vornahme der notwendigen Mitteilungen im

Zusammenhang mit der Einziehung/Vernichtung gemass Dispositiv-
ziffer 9 des vorinstanzlichen Urteils, Sach-Kaution Nr. ...)

- das Migrationsamt des Kantons Zirich

- das Strassenverkehrsamt des Kantons Zirich, Abteilung Administrativ-
massnahmen, Richterliche Fahrverbote, 8090 Zirich
(PIN-Nr. ...)

- die Koordinationsstelle VOSTRA mit Formular A

- die Sicherheitsdirektion des Kantons Zurich,
NeumuUhlequai 10, Postfach, 8090 Zurich

- die Kantonspolizei Zirich, KIA-ZA, mit separatem Schreiben
(§ 54a Abs. 1 PolG).

Gegen diesen Entscheid kann bundesrechtiche Beschwerde in Straf-

sachen erhoben werden.

Die Beschwerde ist innert 30 Tagen, von der Zustellung der vollstandigen,

begrindeten Ausfertigung an gerechnet, bei der Strafrechtlichen Abteilung

des Bundesgerichtes (1000 Lausanne 14) in der in Art. 42 des Bundes-

gerichtsgesetzes vorgeschriebenen Weise schriftlich einzureichen.

Die Beschwerdelegitimation und die weiteren Beschwerdevoraussetzungen
richten sich nach den massgeblichen Bestimmungen des Bundesgerichts-

gesetzes.
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Obergericht des Kantons Zurich
l. Strafkammer

Zurich, 20. November 2017

Der Prasident: Die Gerichtsschreiberin:

lic. iur. R. Naef lic. iur. S. Maurer



	Urteil vom 20. November 2017
	Verfügung und Urteil der Vorinstanz: (Urk. 114 S. 43 ff.)
	Das Einzelgericht verfügt:
	1. Dem Beschuldigten wird mit Wirkung ab 3. August 2015 die amtliche Verteidigung bewilligt und in der Person von Rechtsanwalt lic. iur. X2._____ ein amtlicher Verteidiger bestellt.
	2. Schriftliche Mitteilung und Rechtsmittelbelehrung gemäss nachstehendem Erkenntnis.
	und erkennt:
	1. Der Beschuldigte ist schuldig
	- des mehrfachen Fahrens ohne Berechtigung im Sinne von im Sinne von Art. 95 Abs. 1 lit. b und e sowie Art. 95 Abs. 2 SVG;
	- des Fahrens ohne Bewilligung im Sinne von Art. 96 Abs. 1 lit. c SVG in Verbindung mit Art. 80 Abs. 1 lit. a VZV;
	- des Vergehens gegen das Waffengesetz im Sinne von Art. 33 Abs. 1 lit. a in Verbindung mit Art. 4 lit. d in Verbindung mit Art. 8 Abs. 1 und Art. 12 WG.
	2. Der Beschuldigte ist des mehrfachen Diebstahls im Sinne von Art. 139 Ziff. 1 StGB, des  Betrugs im Sinne von Art. 146 Abs. 1 StGB sowie der mehrfachen Urkundenfälschung im Sinne von Art. 251 Ziff. 1 Abs. 2 StGB nicht schuldig und wird von diesen Vo...
	3. Der Beschuldigte wird bestraft mit einer Geldstrafe von 90 Tagessätzen zu CHF 50.– (gesamthaft CHF 4'500.–) sowie einer Busse von CHF 500.–.
	4. Die Geldstrafe und die Busse sind zu bezahlen.
	Bezahlt der Beschuldigte die Geldstrafe oder die Busse schuldhaft nicht, so tritt an Stelle der Busse eine Ersatzfreiheitsstrafe von 5 Tagen.
	5. Rechtsanwalt lic. iur. X2._____, … [Adresse], wird für seine Bemühungen und Barauslagen als amtlicher Verteidiger des Beschuldigten vom 3. August 2015 bis 2. Oktober 2015 aus der Gerichtskasse wie folgt entschädigt:
	6. Die Gerichtsgebühr wird festgesetzt auf:
	Wird auf eine schriftliche Begründung des Urteils verzichtet, so reduziert sich die Entscheidgebühr um einen Drittel.
	7. Die Kosten der Untersuchung und des gerichtlichen Verfahrens werden dem Beschuldigten zu einem Drittel auferlegt. Die Kosten für die amtliche Verteidigung werden im Umfang von einem Drittel (entsprechend CHF 3'510.-) dem Beschuldigten auferlegt, je...
	8. Der Antrag des Beschuldigten auf Zusprechung einer Genugtuung wird abgewiesen.
	9. Der folgende Gegenstand wird eingezogen und nach Eintritt der Rechtskraft dieses Urteils vernichtet:
	- Teleskop-Schlagstock (ND 2/7, Beschlagnahmeverfügung der Staatsanwaltschaft See/Oberland vom 30. April 2015).
	10. Die Zivilforderung der Privatklägerin wird auf den Zivilweg verwiesen.
	11. (Mitteilungen)
	12. (Rechtsmittel)
	Entscheid im ersten Berufungsverfahren: (Urk. 145 S. 30 f.)
	Es wird beschlossen:
	1. Es wird festgestellt, dass das Urteil des Bezirksgerichts Meilen vom 2. Oktober 2015 wie folgt in Rechtskraft erwachsen ist:
	"Es wird erkannt:
	1. (…)
	2. Der Beschuldigte ist des mehrfachen Diebstahls im Sinne von Art. 139 Ziff. 1 StGB, des Betrugs im Sinne von Art. 146 Abs. 1 StGB sowie der mehrfachen Urkundenfälschung im Sinne von Art. 251 Ziff. 1 Abs. 2 StGB nicht schuldig und wird von diesen Vor...
	3. (…)
	4. (…)
	5. Rechtsanwalt lic. iur. X2._____, … [Adresse], wird für seine Bemühungen und Barauslagen als amtlicher Verteidiger des Beschuldigten vom 3. August 2015 bis 2. Oktober 2015 aus der Gerichtskasse wie folgt entschädigt:
	6. Die Gerichtsgebühr wird festgesetzt auf:
	Wird auf eine schriftliche Begründung des Urteils verzichtet, so reduziert sich die Entscheidgebühr um einen Drittel.
	7. (…)
	8. (…)
	9. Der folgende Gegenstand wird eingezogen und nach Eintritt der Rechtskraft dieses Urteils vernichtet:
	- Teleskop-Schlagstock (ND 2/7, Beschlagnahmeverfügung der Staatsanwaltschaft See/Oberland vom 30. April 2015).
	10. Die Zivilforderung der Privatklägerin wird auf den Zivilweg verwiesen.
	11. (Mitteilungen)
	12. (Rechtsmittel)"
	2. Mündliche Eröffnung und schriftliche Mitteilung mit nachfolgendem Urteil.
	Es wird erkannt:
	1. Der Beschuldigte A._____ ist schuldig
	- des Fahrens ohne Berechtigung (Überlassen eines Fahrzeuges an einen Lenker ohne Führerausweis) im Sinne von Art. 95 Abs. 1 lit. e SVG (ND 8),
	- des Fahrens ohne Berechtigung (Ablauf der Gültigkeitsdauer des auf Probe ausgestellten Führerausweises) im Sinne von Art. 95 Abs. 2 SVG (ND 9), sowie
	- der fahrlässigen Widerhandlung gegen das Waffengesetz im Sinne von Art. 33 Abs. 1 lit. a und Abs. 2 in Verbindung mit Art. 4 lit. d in Verbindung mit Art. 8 Abs. 1 und Art. 12 WG (ND 2).
	2. Der Beschuldigte wird freigesprochen von den Vorwürfen
	- des Fahrens ohne Berechtigung (Fahren trotz Entzug des Führerausweises) im Sinne von Art. 95 Abs. 1 lit. b SVG (ND 6), sowie
	- des Fahrens ohne Bewilligung (Nicht-mit-sich-führen der EG-Übereinstimmungsbescheinigung) im Sinne von Art. 96 Ziff. 1 Abs. 3 SVG in der Fassung vom 1.1.2012 in Verbindung mit Art. 80 Abs. 1 lit. a VZV (ND 3).
	3. Der Beschuldigte wird bestraft mit einer Geldstrafe von 50 Tagessätzen zu Fr. 30.– sowie mit einer Busse von Fr. 300.–.
	4. Die Geldstrafe ist innert der von der Inkassobehörde anzusetzenden Frist zu bezahlen.
	5. Die Busse ist zu bezahlen. Bezahlt der Beschuldigte die Busse schuldhaft nicht, so tritt an deren Stelle eine Ersatzfreiheitsstrafe von 3 Tagen.
	6. Die Kosten der Untersuchung und des vorinstanzlichen Gerichtsverfahrens, werden dem Beschuldigten zu einem Viertel auferlegt und zu drei Vierteln auf die Gerichtskasse genommen. Die Kosten der amtlichen Verteidigung werden zu drei Vierteln definiti...
	7. Die zweitinstanzliche Gerichtsgebühr wird festgesetzt auf:
	8. Die Kosten des Berufungsverfahrens, mit Ausnahme der Kosten der amtlichen Verteidigung bis und mit 28. April 2016, werden dem Beschuldigten zu zwei Dritteln auferlegt und zu einem Drittel auf die Gerichtskasse genommen. Die Kosten der amtlichen Ver...
	9. Dem Beschuldigten wird für das Berufungsverfahren eine reduzierte Prozessentschädigung von Fr. 700.– aus der Gerichtskasse bezahlt. Das Verrechnungsrecht des Staates bleibt vorbehalten.
	10. Das Genugtuungsbegehren des Beschuldigten wird abgewiesen.
	11. (Mitteilungen)
	12. (Rechtsmittel)
	Berufungsanträge:  (Prot. II S. 5)
	1. Der Berufungskläger sei in Aufhebung der Ziffern 1, 3, 4 und 5 des Urteils des Obergerichts des Kantons Zürich vom 7. Juli 2016 vom Vorwurf des Fahrens ohne Berechtigung (Ablauf der Gültigkeitsdauer des auf Probe ausgestellten Fahrausweises) im Sin...
	2. Es seien in Aufhebung der Ziffern 6 und 8 des Urteils des Obergerichts des Kantons Zürich vom 7. Juli 2016 die Kosten der Untersuchung, des erstinstanzlichen Gerichtsverfahrens, der amtlichen Verteidigung sowie des Berufungsverfahrens vollumfängli...
	3. Eventualiter seien die im Antrag 2 erwähnten Kosten gemäss dem neuen Verfahrensausgang zu verlegen.
	4. (…)
	5. Kosten- und Entschädigungsfolgen zu Lasten des Staates.
	Erwägungen:
	I.  Prozessgeschichte
	1. Der Prozessverlauf bis zum Urteil der Kammer vom 7. Juli 2016 ergibt sich aus dem aufgehobenen Entscheid (Urk. 145 S. 4 ff. E. I.1.) sowie dem bundesgerichtlichen Entscheid vom 24. Mai 2017 (Urk. 154 S. 2 f. = Urk. 156 S. 2 f.).
	II.  Rückweisung und Bindungswirkung; Umfang der Berufung
	III.  Schuldpunkt
	IV.  Sanktion
	V.  Kosten- und Entschädigungsfolgen

	Rechtskräftiger Beschluss der I. Strafkammer des Obergerichts  vom 7. Juli 2017:
	Es wird beschlossen:
	1. Es wird festgestellt, dass das Urteil des Bezirksgerichts Meilen vom 2. Oktober 2015 wie folgt in Rechtskraft erwachsen ist:
	"Es wird erkannt:
	1. (…)
	2. Der Beschuldigte ist des mehrfachen Diebstahls im Sinne von Art. 139 Ziff. 1 StGB, des Betrugs im Sinne von Art. 146 Abs. 1 StGB sowie der mehrfachen Urkundenfälschung im Sinne von Art. 251 Ziff. 1 Abs. 2 StGB nicht schuldig und wird von diesen Vor...
	3. (…)
	4. (…)
	5. Rechtsanwalt lic. iur. X2._____, … [Adresse], wird für seine Bemühungen und Barauslagen als amtlicher Verteidiger des Beschuldigten vom 3. August 2015 bis 2. Oktober 2015 aus der Gerichtskasse wie folgt entschädigt:
	6. Die Gerichtsgebühr wird festgesetzt auf:
	Wird auf eine schriftliche Begründung des Urteils verzichtet, so reduziert sich die Entscheidgebühr um einen Drittel.
	7. (…)
	8. (…)
	9. Der folgende Gegenstand wird eingezogen und nach Eintritt der Rechtskraft dieses Urteils vernichtet:
	- Teleskop-Schlagstock (ND 2/7, Beschlagnahmeverfügung der Staatsanwaltschaft See/Oberland vom 30. April 2015).
	10. Die Zivilforderung der Privatklägerin wird auf den Zivilweg verwiesen.
	11. (Mitteilungen)
	12. (Rechtsmittel)"
	2. Mündliche Eröffnung und schriftliche Mitteilung mit nachfolgendem Urteil.
	Es wird beschlossen:
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	1. (…)
	2. Der Beschuldigte wird freigesprochen von den Vorwürfen
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